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Ratifikation des Zusatzprotokolls von Nagoya/Kuala Lumpur über Haftung und 

Wiedergutmachung zum Protokoll von Cartagena über die biologische Sicherheit 
 

 
 

Vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung 
 

Einbringende Stelle: Bundesministerium für europäische und internationale 

Angelegenheiten 

Vorhabensart: Über- oder zwischenstaatliche Vereinbarung 

Laufendes Finanzjahr: 2021 

Inkrafttreten/ 

Wirksamwerden: 

2021 

 

Vorblatt 
 

 
 

Problemanalyse 

Österreich hat das Zusatzprotokoll am 11. Mai 2011 unterzeichnet. Mit Stand 10. Februar 2021 haben 48 

Staaten (davon 20 EU-MS und die Europäische Union) ratifiziert. Es ist am 5. März 2018 in Kraft getreten. 

Dieses Zusatzprotokoll ist das erste völkerrechtliche Instrument zur Regelung von Haftungs- und 

Wiedergutmachungsfragen von Schäden an der biologischen Vielfalt, die durch die grenzüberschreitende 

Verbringung von genetisch veränderten Organismen – GVO - entstehen.  
 
 

Ziel(e) 

Ratifikation des Zusatzprotokolls von Nagoya/Kuala Lumpur über Haftung und Wiedergutmachung zum 
Protokoll von Cartagena über die biologische Sicherheit 

 

 
 

Inhalt 

Das Vorhaben umfasst hauptsächlich folgende Maßnahme(n): 

Ratifikation des Zusatzprotokolls von Nagoya/Kuala Lumpur über Haftung und Wiedergutmachung zum 

Protokoll von Cartagena über die biologische Sicherheit 

 

Das Zusatzprotokoll fügt den bestehenden nationalen zivilrechtlichen Haftungsregelungen einen sog. 

administrativen Ansatz hinzu, der es den zuständigen Behörden erlaubt, im Schadensfall dem Betreiber 

Wiedergutmachungsmaßnahmen aufzutragen bzw. diese selbst vorzunehmen und sich beim Betreiber zu 

regressieren.  

 
Beitrag zu Wirkungsziel oder Maßnahme im Bundesvoranschlag 

 

Das Vorhaben trägt dem Wirkungsziel "Erhaltung und Verbesserung der Umweltqualität und der 

biologischen Vielfalt, der Lebensqualität sowie Schutz vor ionisierender Strahlung" der Untergliederung 43 
Umwelt, Energie und Klima im Bundesvoranschlag des Jahres 2021 bei. 

Für die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union ist dieser Ansatz bereits mit der Umwelthaftungsrichtlinie 

(Richtlinie 2004/35/EG vom 21. April 2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von 

Umweltschäden) umgesetzt. Es sind daher keine zusätzlichen Kosten zu erwarten. 

Aus der gegenständlichen Maßnahme ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen auf den Bund, die 
Länder, die Gemeinden oder auf die Sozialversicherungsträger. 

 
Anmerkungen zu sonstigen, nicht wesentlichen Auswirkungen: 

keine 
 

 
Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union 

Für die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union ist dieser Ansatz bereits mit der Umwelthaftungsrichtlinie 

(Richtlinie 2004/35/EG vom 21. April 2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von 
Umweltschäden) umgesetzt. 
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Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens 

 

Zustimmung des Bundesrates gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 2 B-VG. 

Erfüllungsvorbehalt gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 4 B-VG. 

Vorlage von nur zwei von insgesamt sechs authentischen Sprachfassungen gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 3 B-

VG. 

Diese Folgenabschätzung wurde mit der Version 5.0 des WFA – Tools erstellt (Hash-ID: 1177927944). 
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